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A N L A G E  2
Landesjugendamt Rheinland / 412001

                                                 11.11.2005

Mindeststandards für freiheitsbeschränkende und 

- entziehende Konzepte

- „Rheinisches Modell“ -

1.
Vorbemerkung

Und ständig diskutiert die Jugendhilfe über die so genannte „geschlossene Unterbringung“.  -  Warum ?  Weil die Diskussion ausschließlich auf der Basis pädagogischer Haltung und nicht strukturiert stattfindet, von Meinungsvielfalt der Juristen und politischen Ideologien begleitet. Die Jugendhilfe ist dadurch abhängig von aktuellen gesellschaftlichen Strömungen. 

In diesem Zusammenhang ist es Aufgabe der Landesjugendämter, die Gesetzeslage interpretier-

ende und ergänzende Regeln zum Schutz von Kindern und Jugendlichen aufzustellen.  


Für das Landesjugendamt Rheinland geht es dabei um Folgendes:

(
Es ist der Doppelauftrag der Erziehungshilfe im Sinne der Erziehung „zu einer eigenverant-

wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ einerseits und der Aufsicht zur Abwehr von Gefahren andererseits festzuhalten, die von einem Minderjährigen als Selbst- oder Fremdgefährdung ausgehen können. Dabei wird per Definition die Aufsichtsfunktion als „Zwang“ beschrieben und Freiheitsentzug diesem „Zwang“  zugeordnet. Im Einzelnen spitzt sich damit die Problematik auf die Frage zu, ob Erziehung und „Zwang“ in Form von Freiheitsentzug nebeneinander bestehen können, das heißt, ob die mit der Aufsichtspflicht verbundene Abwehr von Eigen- oder Fremdgefahren ein Rahmen pädagogischen Handelns sein kann, was im Zusammenhang mit der Entwicklung einer pädagogischen Position noch zu beantworten sein  wird .

(
Darüber hinaus liegt ein wesentliches strukturelles Element der Meinungsbildung in der Unterscheidung zwischen Freiheitsbeschränkung und Freiheitsentzug. Eine Diskussion über „geschlossene Unterbringung“, die lediglich den Freiheitsentzug umfasst, greift zu kurz. Es gilt vielmehr, in der Jugendhilfe vorhandene „Grauzonen“ zu beseitigen und ohne richterliche Genehmigung getragene, rechtswidrigen Betreuungen zu verhindern. Das Landesjugendamt ist der Überzeugung, dass diese „Grauzonen“ umfassender sind als die relativ niedrigen Zahlen  freiheitsentziehender Konzepte. 

Die nachfolgenden, zum Schutz von Kindern und Jugendlichen festgelegten Mindeststandards des Landesjugendamts Rheinland (§ 45 SGB VIII) finden Anwendung auf Betriebserlaubnisse für Erziehungshilfeangebote, die unter den Bedingungen der Freiheitsbeschränkung oder des Freiheitsentzugs vorgehalten werden, auch im Rahmen der Vermeidung von Untersuchungshaft nach 
§ 71 Abs. 2 JGG. Mit Hilfe dieser Mindeststandards sollen „Kindeswohlgefährdungen“ vermieden werden. Das entsprechende „Rheinische Modell“ wurde durch Beschluss des Landschaftsausschusses nach Vorberatung im Landesjugendhilfeausschuss am 11.11.2005 bestätigt.

2.
Allgemeine Grundsätze für das Erteilen einer Betriebserlaubnis

(
„Freiheitsbeschränkung“ liegt vor, wenn die körperliche Bewegungsfreiheit eines Kindes oder Jugendlichen erschwert bzw. für kürzere Zeit, d.h. für maximal wenige Stunden, ausgeschlossen wird. „Freiheitsentzug“ bedeutet den nicht nur kurzfristigen (wenige Stunden) Ausschluss der körperlichen Bewegungsfreiheit eines Kindes oder Jugendlichen, entgegen oder ohne dessen Willen. (Anlage,  Ziffer II).

(
Das Konzept hat die Rechtslage zu beachten, insbesondere die Erfordernisse einer richterlichen Genehmigung nach § 1631b BGB und einer „Leib- oder Lebensgefahr“ bei Freiheitsentzug. Die richterliche Genehmigung ist entbehrlich, sofern Freiheitsbeschränkung vorliegt. Nicht verantwortbar ist ein Konzept, das eine intensive Tagesstruktur therapeutischer und schulischer Aktivitäten durch Verschließen der Gruppentür ermöglicht. Darin liegt eine problematische Vermischung pädagogischer Elemente mit Sicherungsstandards der Gefahrenabwehr, im Ergebnis ein freiheitsentziehendes Angebot, das fälschlicherweise als Freiheitsbeschränkung beschrieben wird und mangels richterlicher Genehmigungen rechtswidrig ist.

(
Die „Regeln der Vereinten Nationen zum Schutz von Jugendlichen unter Freiheitsentzug“ finden Anwendung, soweit nicht deutsche Normen, das heißt das SGB VIII und die nachfolgenden Mindestvoraussetzungen, dem entgegenstehen, insbesondere weitergehende Anforderungen stellen. „Jugendliche“ im Sinne dieser Regeln sind alle, die noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben. Nach den Regeln der Vereinten Nationen ist es Aufgabe jeden Staates, für Kinder eine Altersgrenze festzulegen, unterhalb derer Freiheitsentzug unzulässig ist. Mangels derzeitiger gesetzlicher Regelung in Deutschland soll bei Kindern, die das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Erziehung unter freiheitsentziehenden Bedingungen nicht praktiziert werden. Bei Kindern vor Vollendung des 10. Lebensjah-

res ist Freiheitsentzug auszuschließen. Ausgenommen hiervon ist der nicht auf eine Gruppe bezogene sondern individuell praktizierte Freiheitsentzug, z. B. die Fixierung bei Mehrfachbehinderung. In diesen Fällen sind Eigen- oder Fremdgefährdungen altersunabhängig relevant.   
(
Alle pädagogischen Aktivitäten sind unter dem Gesichtspunkt unzulässiger Eingriffe in Minderjährigenrechte von dem Verbot „entwürdigender Maßnahmen“ erfasst, das heißt: keine Gewalt in der Erziehung (§ 1631 Abs.2 BGB).
(
Aufsichtsmaßnahmen der Gefahrenabwehr unterliegen der strafrechtlichen Grenze des „rechtfertigenden Notstands“ nach § 34 StGB. Danach darf nur dann in Rechte von Kindern und Jugendlichen eingegriffen werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen und akuten Gefahr für ein höherrangiges Rechtsgut (z.B. „Leib oder Leben“ von Mitbewohnern oder pädagogischen Kräften) erforderlich ist und weniger einschneidende Maßnahmen ungeeignet sind („Verhältnismäßigkeitsprinzip“).

(
Eingriffe in Grundrechte, wie körperliche Durchsuchungen, Postkontrollen, Sperren und Kontrollen bei Außenkontakten sowie Zimmerdurchsuchungen sind nur zulässig bei konkreten Anhaltspunkten einer strafbaren Handlung bzw. wenn eine „Leib- oder Lebensgefahr“ dies erfordert. Auch darf keine weniger intensiv eingreifende Maßnahme in Betracht kommen („Verhältnismäßigkeitsprinzip“).

(
Freiheitsbeschränkende Maßnahmen unterliegen unterschiedlichen rechtlichen Anforderungen: erfolgen sie im Rahmen pädagogischen Einwirkens mit dem Ziel der Persönlichkeitsentwicklung ist das „allgemeine Kindeswohl“ zu beachten, erfolgen sie zur Gefahrenabwehr im Rahmen der Aufsichtsverantwortung muss eine „Eigen- oder Fremdgefahr“ vorliegen.

(
Freiheitsentziehende Maßnahmen erfordern stets eine „Leib- oder Lebensgefahr“. 
Erhebliche Gefährdungen der körperlichen oder seelischen Gesundheit sind dabei ausreichend.
(
Für freiheitsbeschränkende und  - entziehende Konzepte gelten jeweils einheitliche Mindeststandards, unabhängig davon, welche rechtliche Betreuungsgrundlage besteht: Betreuung kraft Betreuungsvertrag mit Sorgeberechtigtem oder z.B. Betreuung nach § 71 Abs. 2 JGG. Maßnahmen zur Vermeidung von Untersuchungshaft nach § 71 Abs.2 JGG unterliegen also den Standards dieses „Rheinischen Modells“ ebenso wie andere Intensivangebote, soweit es um freiheitsbeschränkende oder freiheitsentziehende Konzepte geht.

3.
Freiheitsentzug / Fakultativ geschlossene Gruppe

(
Freiheitsentzug ist nur als zeitlich begrenzte, im konkreten Fall zu entscheidende Maßnahme verantwortbar. Eine „geschlossene Gruppe“, die in ihrem Angebot ausschließlich Pädagogik unter freiheitsentziehenden Bedingungen vorsieht („institutionalisierte geschlossene Gruppe“), beinhaltet die Gefahr, dass keine am Einzelfall orientierte Betrachtung des erzieherischen Bedarfs erfolgt. Nach § 27 Abs. 2 SGB VIII ist aber gerade dieses Gebot individueller Hilfe zu beachten. Das Gruppenangebot hat daher nur fakultativ Pädagogik unter freiheitsentziehenden Bedingungen vorzusehen, das heißt nur für einen Teil der Minderjährigen, wobei es nicht auf die Anzahl vorliegender § 1631 1b BGB - Gerichtsbeschlüsse sondern den tatsächlich durchgeführten Freiheitsentzug ankommt.

(
Allgemeines Aufnahmekriterium für die Gruppe, die 6/ 7 Plätze umfasst, ist, dass in der Vergangenheit bereits in einer oder in mehreren Situationen eine „Leib- oder Lebensgefahr“ bestand. Die Aufnahme in die Gruppe ist durch dementsprechende Wiederholungsgefahr indiziert.
(
Die Intensität des Freiheitsentzugs richtet sich nach der Notwendigkeit des Einzelfalls und dem Prinzip der „Verhältnismäßigkeit“. Sie umfasst folgende Stufen: 

-
Stufe 1: Freiheitsentzug ohne Ausgang
Der Ausgang ist auf Grund einer aktuellen Krisensituation für einen kurzen Zeitraum von maximal wenigen Tagen ausgeschlossen. Die Möglichkeit des regelmäßigen Ausgangs in einem beschützten Bereich (Ausgang im Garten/ Hof) ist zwingend. Diese Stufe darf in der Regel gleichzeitig nur bei maximal zwei Gruppenmitgliedern vorliegen. Für die Übrigen liegt gelockerter Freiheitsentzug der Stufen 2 und 3 vor (siehe nachfolgend). Darüber hinaus wird davon ausgegangen, dass auch die Stufe 4 abgebildet ist, da ansonsten eine „institutionalisierte geschlossene Gruppe“ besteht.

-
Stufe 2: Gelockerter Freiheitsentzug mit begleitetem Ausgang
Der Ausgang findet über wenige Stunden des Tages in Begleitung statt. Er beinhaltet eine permanente und personennahe Begleitung durch eine geeignete Person, mit dem Ziel, ein „Sichentfernen“ zu verhindern. Für die Zeit des Ausgangs ist von Freiheitsbeschränkung auszugehen, während für die übrigen Tageszeiten aufgrund intensiver Tagesstruktur und „Nichtverlassendürfen“ des Gebäudes (für einen längeren Zeitraum als wenige Stunden) Freiheitsentzug vorliegt. Eine richterliche Genehmigung nach § 1631b BGB ist also erforderlich.

-
Stufe 3: Gelockerter Freiheitsentzug mit unbegleitetem Ausgang 
Der Ausgang findet über wenige Tagesstunden alleine oder in Begleitung von Mitbewohnern statt. Für die Zeit des Ausgangs liegen weder Freiheitsbeschränkung noch Freiheitsentzug vor, während für die übrigen Tageszeiten aufgrund intensiver Tagesstruktur und „Nichtverlassendürfen“ des Gebäudes (für einen längeren Zeitraum als wenige Stunden) Freiheitsentzug gegeben ist. Eine richterliche Genehmigung ist nach § 1631b BGB erforderlich.

-
Stufe 4: Wegfall des Freiheitsentzugs
Im Unterschied zu den Stufen 2 und 3 wird dann nicht von Freiheitsentzug auszugehen sein, wenn ein jederzeitiges Verlassen der Gruppe möglich ist oder die Tagesstruktur lediglich für einen kürzeren Zeitraum von „wenigen Stunden“ das Verlassen der Gruppe ausschließt (Freiheitsbeschränkung).

(
Im Konzept ist auf pädagogische Maßnahmen einzugehen, die im Vorfeld freiheitsentziehender Bedingungen weniger gravierende Eingriffe beschreiben, z.B. Grenzsetzungen in Form der Freiheitsbeschränkung.

(
Im Konzept ist zu beschreiben, wie mit einem Zielkonflikt zwischen der Indikation der  „Leib- oder Lebensgefahr“ und einer pädagogischen Kontraindikation zum Freiheitsentzug umgegangen wird.

(
Freiheitsentziehende Maßnahmen müssen im übrigen eingebunden sein in einen langfristigen pädagogischen Prozess mit konstanten Bezugspersonen. In dem Konzept sind vorrangig pädagogische Ansätze vorzusehen, die individuelles Eingehen auf Problemlagen ermöglichen.

(
Es ist sicherzustellen, dass die Rechte derjenigen, die in der Gruppe nicht unter Freiheitsentzug stehen, unbeeinträchtigt sind, d.h. eine ansonsten geschlossene Tür geöffnet werden kann. Dies bedeutet, dass trotz geschlossener Tür flexible, pädagogischen Erfordernissen gerecht werdende Entscheidungen getroffen werden.

(
Die Beschulung ist während einer freiheitsentziehenden Maßnahme in der Einrichtung zu gewährleisten (§ 22 Ausführungsgesetz NW/ AG KJHG). Ist keine interne Beschulung möglich, ist ein externer Schulbesuch sicherzustellen.

(
Da Freiheitsentzug einen den pädagogischen Prozess besonders belastenden Rahmen darstellt, müssen zur Wahrung der Rechte Minderjähriger hohe personelle Voraussetzungen gefordert werden. Diese beinhalten ein in dieser personellen Zusammensetzung bereits existierendes, d.h. „eingespieltes“ Team. Es muss Doppeldienst gewährleistet sein. Der Nachtdienst umfasst eine Person, eine weitere Person ist im Bereitschaftsdienst.

Es darf nur pädagogisches Fachpersonal eingesetzt werden, das über mehrjährige Erfahrung mit schwerstverhaltensgestörten Kindern/Jugendlichen verfügt. Supervision ist zu gewährleisten. Für Krisensituationen ist eine Rufbereitschaft vorzuhalten, die innerhalb von ca. zwanzig Minuten die Gruppe erreichen kann.

Unter freiheitsentziehenden Bedingungen handelnde Pädagogen/ innen nehmen spezifische Aufgaben der Jugendhilfe wahr. Sie sind mithin nicht mit „Justizvollzugsdienstkräften“ im Sinne § 68 Abs. 1 Nr. 15 Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NW (VwVG NW) vergleichbar, wie etwa Pflegekräfte psychiatrischer Kliniken bei nach Landesunterbringungsgesetz (PsychKG NW) Betreuten. Damit haben sie auch nicht entsprechend dem Justizvollzug vergleichbare Sicherungsaufgaben wahrzunehmen, zumal das SGB VIII keinen Auftrag für freiheitsentziehende Erziehungshilfe beinhaltet. Vielmehr leitet sich der Sicherungsauftrag aus § 1631b BGB und damit aus allgemeiner zivilrechtlicher Aufsicht ab.

(
Kriterien zur Fortbildung

Weil Freiheitsentzug einen gravierenden Eingriff in Persönlichkeitsrechte darstellt, müssen die Einrichtungsleitung und die Gruppenmitarbeiter/ innen mit besonderer fachlicher, aber auch mit ansatzweise juristischer Kompetenz ausgestattet sein. Praxisorientierte Fortbildungen sind regelmäßig, mindestens 1 x jährlich, durchzuführen. Neben pädagogischen/ psychologischen Themen müssen rechtliche Rahmenbedingungen Thema sein.

(
Gebäudekriterien

Freiheitsentzug soll die in der Jugendhilfe üblichen Sicherungsstandards (Verschließen von Fenstern bzw. Türen) nicht überschreiten. Eine Sicherung nach Justizstandards hat die Jugendhilfe auch im Zusammenhang mit dem Gebäudestandard nicht zu leisten.  In der Gruppe muss für jeden Betreuten ein Einzelzimmer vorhanden sein, um Rückzugsmöglichkeiten sicherzustellen. Neben dem üblichen Wohnbereich sind Räume für Therapie- sowie Spiel- und Beschäftigungsangebote erforderlich. Außerhalb der Gruppe müssen Spiel- und Sportmöglichkeiten im Freien gegeben sein. Vor Beginn der ersten Betreuung in der Gruppe, die dem Landesjugendamt anzuzeigen ist, ist der Nachweis vorzulegen, dass die Auflagen des Brandschutzes umgesetzt sind.

(
Regeln der Vereinten Nationen
Die „Regeln der Vereinten Nationen zum Schutz von Jugendlichen unter Freiheitsentzug“(() finden sinngemäß Anwendung, soweit nicht deutsche Normen, z.B. das SGB VIII und diese Mindestvoraussetzungen dem entgegenstehen. Jugendliche im Sinne der Regeln der Vereinten Nationen sind dabei alle, die noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben.

Der Text der Vereinten Nationen geht im übrigen von einem umfassenden Gesamtzusammenhang aus, der alle freiheitsentziehenden Einrichtungen umfasst, insbesondere auch Einrichtungen des Strafvollzuges. Aufgrund dessen werden die sehr umfangreichen Regeln hier nicht im Detail erläutert.

Ergänzend zu den Mindestvoraussetzungen des Landesjugendamtes Rheinland ist allerdings Folgendes hervorzuheben:

-
Anlässlich des Beginns eines Freiheitsentzuges ist gegenüber dem Kind/ Jugendlichen bzw. Sorgeberechtigten eine Information über Rechte und Pflichten durchzuführen, verbunden mit den Anschriften von Beschwerdeinstanzen. Jeder/ m ist Gelegenheit zu geben, sich mit Bitten und Beschwerden an die/ den Einrichtungsleiter/ in oder deren/ dessen Vertreter/ in zu wenden. Der Zugang zu neutralen externen Beschwerdestellen ist sicherzustellen.

-
Das Tragen persönlicher Kleidung ist zu ermöglichen.

-
Die Verbindung zur Außenwelt ist unverzichtbar für die Vorbereitung auf eine Entlassung. Jeder hat das Recht, regelmäßige Besuche zu empfangen.

(
Pflichten der Einrichtung/ Auflagen in der Betriebserlaubnis

-
Wird während der Betreuung eine freiheitsentziehende Maßnahme notwendig, hat die Einrichtungsleitung dies festzustellen, bei Eilbedürftigkeit die Feststellung der/ des betreuenden Pädagogen/ in unverzüglich zu bestätigen. Der/ die betreuende Pädagoge/ in und die Einrichtungsleitung haben permanent zu prüfen, ob die Voraussetzungen für den Fortbestand einer freiheitsentziehenden Maßnahmen noch vorliegen, d.h., ob noch eine „Gefahr für Leib oder Leben“ besteht. Ist dies nicht der Fall, ist der Freiheitsentzug sofort zu beenden und sind weniger einschneidende Maßnahmen zu ergreifen,etwa Freiheitsbeschränkung.Der richterliche Genehmigungsbeschluss hindert daran nicht. Stabilisiert sich der Zustand des Kindes/ Jugendlichen, ist die Aufhebung des Beschlusses durch die/ den Sorgeberechtigte/ n zu initiieren.

-
Die Einleitung freiheitsentziehender Maßnahmen ist dokumentationspflichtig. Dies umfasst die Erläuterung der Notwendigkeit und den beabsichtigten Zeitrahmen. Die Überprüfung der Notwendigkeit des Fortbestandes des Freiheitsentzuges ist täglich zu dokumentieren. Die Einrichtungsleitung stellt die Einhaltung der Dokumentationspflicht sicher.

-
Die/ der Pädagoge/ in führt zur Frage der „Leib- oder Lebensgefahr“ regelmäßige Risikoeinschätzungen (Gefährdungsprognosen) durch und dokumentiert diese, um Lockerungen des Freiheitsentzugs oder dessen Wegfall transparent durchzuführen. Die Einrichtungsleitung überwacht dies.

-
Die Einrichtungsleitung hat zugunsten der Betreuten einen Telefonkontakt mit dem „fallführenden“ Jugendamt sicherzustellen.

-
Die Einrichtung stellt eine ausreichende Begleitung durch einen Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie sicher. Dies beinhaltet Konsilien, soweit berechtigte Zweifel an der psychischen Gesundheit eines Kindes oder Jugendlichen bestehen, darüber hinaus - falls erforderlich - diagnostische und therapeutische Maßnahmen.

-
Es besteht eine Meldepflicht gegenüber dem Landesjugendamt für alle Maßnahmen, die mit Freiheitsentzug verbunden sind, sofern eine den Freiheitsentzug beinhaltende Betriebserlaubnis nicht vorliegt. Die Meldung ist in anonymisierter Form mit Beginn der freiheitsentziehenden Maßnahme, nicht erst mit Vorliegen eines richterlichen Genehmigungsbeschlusses durchzuführen. Sie umfasst den Zeitpunkt der Entscheidung. Datum und Aktenzeichen des richterlichen Beschlusses sowie die darin genehmigte Dauer der Maßnahme sind nachzureichen.

4.
Der Einschluss in einem Raum 

Der Einschluss in einem Raum ist rechtlich betrachtet ausnahmsweise zulässig:

(
Im Rahmen einer pädagogischen Maßnahme ist der Einschluss in Begleitung und nur für einen kürzeren Zeitraum (maximal wenige Stunden) unter Berücksichtigung des „allgemeinem Kindeswohls“ als Freiheitsbeschränkung zulässig. Ohne Begleitung liegt eine nach § 1631 Abs. 2 BGB unzulässige „entwürdigende“ Isolierung vor.

(
Im Rahmen der Aufsicht ist der Einschluss in Begleitung - ausnahmsweise ohne Begleitung mit ausreichender Beobachtung - für einen kürzeren Zeitraum bei „Leib- oder Lebensgefahr“ und wenn andere weniger gravierende Mittel nicht in Betracht kommen als Freiheitsbeschränkung zulässig Bei Selbstgefährdung darf das Kind/ der Jugendliche nicht alleingelassen werden.

(
Freiheitsentzug, das heißt das Abschließen eines Raumes für längere Zeit, ist unzulässig: Es ist kein Fall denkbar, der im Sinne des „Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes“ ein Abschließen der Gruppentür als nicht ausreichend erachten lässt. 
(
Findet der Einschluss ausnahmsweise in einem gesonderten Raum für ein besonderes, fremdaggressives Klientel statt („Beruhigungsraum“), so ist dessen Nutzung nur als Maßnahme der Aufsicht bei Vorliegen einer „Leib- oder Lebensgefahr“, und auch nur für einen kürzeren Zeitraum, zulässig, nicht im Rahmen pädagogischen Handelns aus Gründen des „allgemeinen Kindeswohls“.

Die Begründung für diese die Gesetzeslage unterschreitende Mindestvoraussetzung liegt in der Gefahr, dass mit Hilfe der im pädagogischen Kontext relevanten rechtlichen Anforderung des „allgemeinen Kindeswohls“ ausufernde und nicht kontrollierbare Nutzungen des „Beruhigungsraums“ stattfinden.

Der Einschluss erfolgt in Begleitung - ausnahmsweise ohne Begleitung mit ausreichender Beobachtung - und wenn andere weniger gravierende Mittel nicht in Betracht kommen. Bei Selbstgefährdung darf das Kind/ der Jugendliche nicht alleingelassen werden.

Die Nutzung des „Beruhigungsraums“ und das Erfordernis einer „Leib- oder Lebensgefahr“ sind im Einzelfall unter schlüssiger Angabe des zugrunde liegenden Sachverhalts zu dokumentieren und in Durchschrift dem Landesjugendamt unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Grundsätzlich muss ein „Beruhigungsraum“ anhand des Konzepts auf seine pädagogische Sinnhaftigkeit überprüft werden.

5.
Freiheitsbeschränkende pädagogische Konzepte

In bestimmten Intensivgruppen sind auf der Grundlage von Betreuungsvereinbarungen mit der/ dem Sorgeberechtigten und der/ dem einsichtsfähigen Minderjährigen Formen der Freiheitsbeschränkung in das pädagogische Konzept einbezogen. Derartige Konzepte beinhalten folglich das Einverständnis mit einem die persönliche Freiheit einschränkenden Setting. Dieses manifestiert sich in intensiver pädagogischer Betreuung, verbunden mit verstärkter Aufsicht: durch zeitweiligen Verschluss der Gruppentür (kürzerer Zeitraum/ wenige Stunden) oder aber dadurch, dass ein „Sichentfernen“ erschwert ist, z.B. aufgrund der Lage oder des örtlichen Settings des Jugendhilfeangebots. Wichtig ist, dass der unter juristischem Aspekt bestehende Eingriff in das Recht der persönlichen Freiheit zum Bestandteil einer pädagogischen Vereinbarung wird, welche die Grundbereitschaft der/ des Minderjährigen, sich auf einen solch grenzsetzenden Rahmen einzulassen, beinhaltet. Gegenüber sonstigen Intensivgruppen besteht insoweit ein Unterschied, als ein Ausgang ohne Begleitung nicht vorgesehen ist. 

Auch ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass die Einschnitte in die persönliche Freiheit Folge des pädagogischen Konzepts sind. Keinesfalls werden Freiheiten begrenzt, um pädagogische Verantwortung wahrzunehmen. Diese Logik gilt im Übrigen auch für freiheitsentziehende Konzepte, bei denen die Eingriffe in die persönliche Freiheit schwierige Rahmenbedingungen pädagogischen Wirkens darstellen und keine Voraussetzungen dafür.  

Folgende Mindeststandards sind zu berücksichtigen:

(
Die Rechtsnormen sind zu beachten, das heißt, die „Eigen- oder Fremdgefahr“ in Bezug auf die Aufsichtsziele.

(
Um freiheitsentziehende Bedingungen zu vermeiden oder aber diesen entgegen zu wirken, ist das Konzept mit intensiven pädagogischen Grenzsetzungen verbunden, z.B. dem Druck, dass ein „Sichentfernen“ zum Abbruch der Erziehungshilfe führt oder - im Falle einer Betreuung nach § 71 Abs. 2 JGG - zur Untersuchungshaft.

(
Aufgrund des SGB VIII - Paradigmas der Freiwilligkeit sind im Rahmen pädagogischer Betreuungsvereinbarungen Einverständniserklärungen der/ des Sorgeberechtigten und - falls dessen „natürliche Einsichtsfähigkeit“ vorliegt - der/ des Minderjährigen einzuholen (Anlage A, Ziffer I). Die entsprechende „Freiwilligkeitserklärung“ ist durch die/ den Sorgeberechtigte/ n und die/ den einsichtsfähige/ n Minderjährige/ n zu unterschreiben. In der Erklärung wird auf die Widerrufsmöglichkeit hingewiesen.

(
Erforderlich ist ein Personalschlüssel, der im unteren Bereich der im Rahmenvertrag I vorgesehenen Variationsbreite liegt (1,0 – 1,3). Die Begründung liegt in der unumgänglichen, umfassenden pädagogischen Zuwendung und Überzeugung.

(
Im Konzept ist sichergestellt, dass im Betreuungsablauf die Grenze zum Freiheitsentzug nicht überschritten wird. Im Einzelfall wegen „Leib- oder Lebensgefahr“ ausnahmsweise erforderliche, freiheitsentziehende Bedingungen bedürfen eindeutiger Transparenz, insbeson-

dere einer richterlichen Genehmigung nach § 1631 b BGB und der Meldung an das Landesjugendamt. 
(
Das Konzept sieht vor, welche pädagogischen Mittel ergriffen werden, wenn die/ der Minderjährige die Betreuungsvereinbarung und damit sein Einverständnis widerrufen will und wie aufsichtlich reagiert wird: Unter pädagogischen Aspekten bedarf es umfassender Zuwendung und Überzeugung, z.B. des Begleitens und eindringlichen Einwirkens für den Fall des „Sichentfernens“.

(
Einrichtungsleitung und Gruppenmitarbeiter/ innen müssen mit besonderen fachlichen Kompetenzen ausgestattet sein, um die Rechtmäßigkeit des Handelns zu garantieren. Praxisorientierte Fortbildungen sind regelmäßig, mindestens 1 x jährlich, durchzuführen. Neben pädagogischen/ psychologischen Themen müssen auch rechtliche Rahmenbedingungen Thema sein.

Im Übrigen ist fest zu stellen, dass freiheitsbeschränkenden Konzepten, die im Rahmen der Vermeidung von Untersuchungshaft nach § 71 Abs.2 JGG stattfinden, keine spezifischen Mindeststandards zuzuordnen sind. Die Durchführung dieser Maßnahmen erfolgt analog den Jugendhilfe - typischen  Standards.

(*)„Internationale Menschenrechtsstandards und das Jugendkriminalrecht“ - Dokumente der Vereinten Nationen; Herausgeber Bundesministerium der Justiz





